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Einleitung 

Il n' y a rien de pire que la liberté de la presse sauf son contraire. 
(<Clemenceau) 

Der Schutz der persönlichen Ehre als Teil des Schutzes der Persönlichkeit und 
die Pressefreiheit sind zwar keine direkten Gegensätze,1 aber beide Interessen 
stehen in einem Spannungsverhältnis zueinander. Der Umfang des Schutzes der 
persönlichen Ehre ist mit davon abhängig, in welchem Umfang die Freiheit der 
Presse gewährleistet ist und umgekehrt. 

Von entscheidender Bedeutung fur den Schutz der persönlichen Ehre ist im 
deutschen Recht, ob die in Frage stehende Äußerung eine Tatsachenbehauptung 
oder ein Werturteil enthält.2 Die Feststellung, daß mit der Einordnung einer 
Äußerung als Tatsachenbehauptung oder Werturteil die Weichen für den Aus-
gang von äußerungsrechtlichen Streitigkeiten gestellt werden,3 ist nicht über-
trieben; bereits hier wird die Vorentscheidung getroffen, wie die entgegen-
stehenden Interessen Schutz der persönlichen Ehre einerseits und Garantie der 
Pressefreiheit andererseits ausgeglichen werden. 

Die rechtlichen Möglichkeiten, sich gegen Werturteile zu wehren, sind im 
Vergleich zu denen, die gegenüber Tatsachenbehauptungen bestehen, einge-
schränkt. Gegen eine unwahre Tatsachenbehauptung kann sich der von der 
Äußerung Betroffene grundsätzlich mit Schadensersatz-, Unterlassungs-, 
Widerrufs- und Gegendarstellungsansprüchen zur Wehr setzen. Wird eine 
Äußerung hingegen als Werturteil eingeordnet, stellen sich die rechtlichen 
Möglichkeiten des Betroffenen, gegen diese Äußerung vorzugehen, wie folgt 

' Formuliert in Anlehnung an die Überschrift des ZRP-Rechtsgesprächs mit Dr. Erich 
Steffen (ZRP 1994, 196 und 198). 

2 Siehe nur MxmchKommlSchwerdtner, § 12, Rz. 255; Prinz/Peters, Rz. 2; Soehring, 
Rz. 14.2; Wenzel/Burkhardt, Rz. 4.41. 

3 So z.B. Damm/Rehbock, Rz. 443,446. 
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dar: Gegendarstellungsansprüche sind laut der Landespressegesetze4 nur gegen-
über Tatsachenbehauptungen möglich. Auch ein Anspruch auf Widerruf schei-
det nach nahezu einhelliger Meinung bei Werturteilen aus,5 weil dieser erstens 
voraussetzt, daß etwas Unwahres bzw. Unrichtiges geäußert wurde, Werturteile 
aber im Hinblick auf die Meinungsäußerungsfreiheit nicht auf ihre Richtigkeit 
hin überprüft werden dürfen; zweitens verbietet es die Meinungsäußerungs-
freiheit, die Zurücknahme oder Änderung eines Werturteils mit rechtlichen 
Mitteln zu erzwingen. Schadensersatz- und Unterlassungsansprüche sind hin-
gegen auch bei Werturteilen möglich; allerdings werden beide Ansprüche 
grundsätzlich nur gewährt, wenn sich das Werturteil als Schmähkritik darstellt, 
der Äußerer also nicht mehr eine Auseinandersetzung in der Sache, sondern eine 
Schmähung der betroffenen Person verfolgt. 

Das Problem, die Zulässigkeit von Äußerungen maßgeblich davon abhängig 
zu machen, ob sie Tatsachenbehauptungen oder Werturteile enthalten, liegt 
darin begründet, daß die Abgrenzung beider Äußerungsarten sehr schwierig, das 
Ergebnis der Einordnung schwer vorhersehbar und zuweilen kaum verständlich 
ist. Folgendes Beispiel aus der Praxis mag das veranschaulichen: 

Die Badische Zeitung berichtete im Jahr 1998 darüber, daß den in O. leben-
den Türken kein Sportplatz zur Verfugung stehe. Dem Bürgermeister der Ge-
meinde wurde in diesem Zusammenhang in einem in der Kommentarspalte der 
Zeitung abgedruckten Beitrag vorgeworfen, er tue nichts, um den türkischen 
Bürgern zu einem Spielort zu verhelfen, sondern verweise sie auf einen wenig 
genutzten Platz in 20 Kilometer Entfernung.6 Der Bürgermeister wehrte sich 
gegen diesen Vorwurf und verlangte von der Badischen Zeitung den Abdruck 
einer Gegendarstellung des Inhalts, daß er sich intensiv darum bemühe, den 
Türken einen Spielort in O. zu vermitteln. Da sich die Zeitung weigerte, diese 
Gegendarstellung abzudrucken, kam es zum Rechtsstreit. In dessen Folge 
entschied das LG Freiburg: Der Bürgermeister könne den Abdruck einer Gegen-

4 Für Bayern ist der Anspruch auf Abdruck einer Gegendarstellung in Art. 10 des Bayeri-
schen Pressegesetzes vom 3.10.1949 geregelt (Text der Vorschrift siehe Kap. 2, Fn 5, S. 35). 

5 Siehe nur BVerfGE 97, 125, 147 und 149; BGHZ 10, 104, 105 f.; BGH NJW 1982, 2246 
„Klinikdirektoren"; BGHZ 99, 133, 138 „Oberfaschist"; Löffler/Steffen, § 6 LPG, Rz. 284; 
MünchKomm/ß/xec&e/-, § 12 Anh, Rz. 187; Wenzel/Gamer, Rz. 13.13; a.A. Erman/Ehmann, 
Anh § 12, Rz. 744; Schneider, MDR 1978, 613, 619. 

6 LG Freiburg, AfP 1998, 528. 
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darstellung verlangen, weil es sich bei dem Vorwurf, er tue nichts, um eine 
Tatsachenbehauptung handele.7 

Anders entschieden die Gerichte in einem Fall, in dem eine brandenburgische 
Zeitung über eine Firma berichtet hatte, diese habe sich auf Betreiben der Stadt 
vor gut drei Jahren mit Grundstücken eingedeckt, warte jedoch seither ver-
gebens auf eine Baugenehmigung. Der Artikel ging auch auf die für Baugeneh-
migungen zuständige Behörde ein und warf dieser vor, es fanden zu „viele 
Beratungen ohne Beschlüsse" statt und es „fehle lediglich die konstruktive, 
wohlwollende Begleitung durch den Baudezernenten". Außerdem enthielt der 
Artikel folgenden Satz: „Einheimische Firmen wie S geraten durch Nichtstun 
des Baudezernenten in die Illiquidität."8 Der angesprochene Baudezernent 
verlangte von der Zeitung im Wege einstweiligen Rechtsschutzes, den Vorwurf 
des Nichtstuns zu unterlassen. Das zuständige LG lehnte das Begehren ab. Das 
OLG Brandenburg bestätigte diese Entscheidung, denn es sah in der umstritte-
nen Behauptung im Ergebnis keine Tatsachenbehauptung enthalten, sondern 
eine Meinungsäußerung; eine Untersagungsverfügung gegen diese Meinungs-
äußerung konnte nach Ansicht des Gerichts nicht ergehen, da die Kritik an dem 
Baudezernenten zwar hart sei, jedoch nicht die Voraussetzungen einer Schmäh-
kritik erfülle.9 

Beide Entscheidungen zeigen, in welchem Maße die Beurteilung der Zuläs-
sigkeit einer Äußerung von deren Einordnung als Tatsachenbehauptung oder 
Werturteil abhängt; sie machen zugleich deutlich, wie variabel die Entscheidung 
für eine Äußerungsart selbst ist. 

Dabei scheint die Methode zur Bestimmung der Äußerungsart einfach und 
zuverlässig zu sein: Ist es möglich, eine Aussage mit den Mitteln des Beweises 
auf ihre Übereinstimmung mit der Realität hin zu überprüfen, dann enthält sie 
eine Tatsachenbehauptung.10 Die Schwierigkeiten beginnen bei der Umsetzung 
dieser „Regel" in die Praxis. Das machen die beiden angeführten Entscheidun-
gen deutscher Gerichte ebenso deutlich wie der Satz „Die Korsen sind keine 
Franzosen", der in der französischen Rechtsordnung Gegenstand einer gericht-
lichen Auseinandersetzung war." Wörtlich genommen wird in dem Satz eine 

7 LG Freiburg, AfP 1998, 528, 529 f. 
8 OLG Brandenburg NJW 1996, 1002 „Nichtstun". 
9 OLG Brandenburg NJW 1996,1002 „Nichtstun". 
10 So in etwa der BGH NJW 1987,2225,2226 „Chemiegift"; NJW 1994,2614,2615 „pleite 

gehen"; NJW 1996, 1131, 1133 „Lohnkiller"; NJW 1997, 1148, 1149 „Stern-TV". 
" Cass crim 8.12.1966, JCP 1967, II, 15008; zu diesem Fall siehe Kap. 5 II 3 b aa, S. 272. 
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Tatsache behauptet, die überprüft werden kann, nämlich die Staatsangehörigkeit 
der Bewohner Korsikas. Ausgedrückt werden sollte mit diesem Satz jedoch 
vermutlich eher, daß die Korsen nicht zu Frankreich zählen wollen oder sollten: 
Die Insel Korsika gehört geologisch und ethnographisch betrachtet zu Italien; in 
ihrer Geschichte stand sie mal unter französischer, mal unter italienischer 
Herrschaft. Seit langem streben viele Bewohner Korsikas die Unabhängigkeit 
der Insel an. Politisch ist Korsika heute eine Region Frankreichs.12 Vor diesem 
Hintergrund bewertet der Satz einen bestehenden Zustand kritisch. 

Wenn die Unterscheidung zwischen Tatsachenbehauptung und Werturteil so 
schwierig und unwägbar ist, daß die Entscheidung, ob eine Äußerung als Tatsa-
chenbehauptung oder als Werturteil eingeordnet werden wird, in Gerichts-
verfahren praktisch nicht vorhersehbar ist,13 gleichzeitig von dieser Einordnung 
aber maßgeblich der Ausgleich der entgegenstehenden Interessen abhängt, dann 
drängen sich zwei Fragen auf: 

Erstens, ob es eine verläßlichere Methode zur Abgrenzung beider Äußerungs-
arten gibt, und zweitens, ob es möglich ist, zur Beurteilung der Zulässigkeit von 
Äußerungen auf andere Methoden auszuweichen, um die entgegenstehenden 
Interessen Schutz der persönlichen Ehre auf der einen und Pressefreiheit auf der 
anderen Seite auszugleichen. 

Beiden Fragen stellt sich diese Untersuchung und wirft zu ihrer Beantwor-
tung einen vertieften Blick in die französische Rechtsordnung. 

Ausgangspunkt ist der verfassungsrechtliche Hintergrund, da dieser grundle-
gend für das Verständnis des Äußerungsrechts beider Rechtsordnungen ist.'4 Im 
Anschluß daran wird erörtert, wie der deliktische Schutz der persönlichen Ehre 
im deutschen und im französischen Recht konzipiert ist.15 Orientiert an der 
gesetzlichen Systematik, der zufolge man einen direkten und einen indirekten 
zivilrechtlichen Schutz der persönlichen Ehre unterscheiden kann, wird dann 
untersucht, ob und in welchen Bereichen beide Rechtsordnungen Äußerungs-
arten unterscheiden;16 in diesem Zusammenhang ist eine Beschäftigung mit dem 
Begriff der persönlichen Ehre unerläßlich. 

12 Brockhaus, Bd. 12, „Korsika", S. 410 f. 
13 So die Ansicht Rüthers, FS Löffler 1980, 303, 304. 
14 Kapitel 1. 
15 Kapitel 2. 
16 Kapitel 3 und 4. 
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Diesem Abschnitt schließt sich die Untersuchung an, ob das Begriffspaar 
diffamationlinjure (üble Nachrede oder Verleumdung/Beleidigung) im französi-
schen Recht mit dem der Tatsachenbehauptung/Werturteil vergleichbar ist und 
mit welchen Methoden beide Rechtsordnungen die jeweilige Äußerungsart 
unterscheiden.17 

Schließlich wird der Frage nachgegangen, wie die Äußerungsarten 
Tatsachenbehauptung/Werturteil und diffamationlinjure in den Rechtsordnun-
gen behandelt werden und ob sich aus den daraus gewonnenen Erkenntnissen 
alternative Methoden zum Ausgleich der entgegenstehenden Interessen Schutz 
der persönlichen Ehre einerseits und Pressefreiheit andererseits ergeben.18 

Kap. 8 behandelt gesondert, welche Ansprüche im deutschen und französischen 
Äußerungsrecht bekannt sind und ob es Ansprüche gibt, die nur gegenüber 
bestimmten Äußerungsarten geltend gemacht werden können. 

Die Untersuchung endet mit einer vergleichenden Gesamtschau und punktu-
ellen Kritik des deutschen Rechts.19 

17 Kapitel 5. 
18 Kapitel 6 und 7. 
19 Kapitel 9. 





Kapitel 1 

Verfassungsrechtlicher Hintergrund 

I. Verfassungsrechtlicher Hintergrund in Deutschland 

1. Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts zur 
Meinungsäußerungsfreiheit 
Die Meinungsäußerungsfreiheit wird im deutschen Recht durch Art. 5 Abs. 1 
Satz 1 GG garantiert: 

„Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu ver-
breiten und sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten." 
Eine solch allgemeine Formulierung klärt nicht darüber auf, was genau unter 

Meinungsäußerungsfreiheit zu verstehen ist. Inhaltlich gefüllt wird Art. 5 Abs. 1 
GG durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG). Weg-
weisend für das Verständnis der Meinungsäußerungsfreiheit ist dabei bis heute 
das „Lüth"-Urteil aus dem Jahr 1958:1 Die Entscheidung erging auf die Verfas-
sungsbeschwerde des Hamburger Staatsdirektors Lüth, der 1950 in einer An-
sprache vor dem Presseklub und in einem Offenen Brief dazu aufgerufen hatte, 
den Film „Unsterbliche Geliebte" des Regisseurs Veit Harlan zu boykottieren. 
Lüth wollte damit gegen das Wiederauftreten Harlans im deutschen Kulturleben 
protestieren; letzterer war im Dritten Reich Drehbuchautor und Regisseur des 
antisemitischen Films „Jud Süß" gewesen. Vor den Zivilgerichten war Lüth zur 
Unterlassung seines Boykottaufrufs auf Grundlage von § 826 BGB verurteilt 
worden, weil sein Aufruf als sittenwidrige Schädigung angesehen wurde. Da 
Lüth als Privatmann gesprochen hatte und sich nicht direkt gegenüber dem 
Staat, sondern gegenüber Harlan und den Filmgesellschaften auf seine Freiheit 
zur Meinungsäußerung berief, hatte das BVerfG zunächst zu entscheiden, ob 
und in welcher Weise die Grundrechte zwischen ihm und Harlan, also in pri-
vaten Rechtsverhältnissen, gelten. 

' BVerfGE 7, 198 ff. „Lüth"; Grimm, NJW 1995, 1697 f.; Rühl, S. 64. 
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a. Geltung der Grundrechte in Privatrechtsverhältnissen 
Zum Geltungsumfang der Grandrechte im allgemeinen stellte das BVerfG im 
„Lüth"-Urteil fest, daß die Grundrechte in ihrer ursprünglichen Funktion „Ab-
wehrrechte des Bürgers gegen den Staat" seien; daneben werde durch die 
Grundrechte eine „objektive Wertordnung" aufgestellt, die auf die gesamte 
Rechtsordnung - also auch das Privatrecht - wirke.2 Die Grundrechte gelten 
allerdings nicht unmittelbar im Privatrecht, prägen dieses aber: „Gesetzgebung, 
Verwaltung und Rechtsprechung empfangen von [dem durch die Grundrechte 
errichteten Wertsystem, Anm. des Verf.] Richtlinien und Impulse. So beeinflußt 
es selbstverständlich auch das bürgerliche Recht; keine bürgerlich-rechtliche 
Vorschrift darf in Widerspruch zu ihm stehen, jede muß in seinem Geiste ausge-
legt werden." Die Grundrechte lösen also bürgerlich-rechtliche Streitigkeiten 
nicht konkret, sondern entfalten sich „erst durch das Medium der das jeweilige 
Rechtsgebiet unmittelbar beherrschenden Vorschriften".3 Medium für die Aus-
strahlung der Grundrechte auf das bürgerliche Recht sind vor allem die General-
klauseln, die als „Einbruchstellen" der Grundrechte in das bürgerliche Recht 
bezeichnet werden.4 Aufgrand dieser mittelbaren Drittwirkung der Grundrechte 
hat der Bürger einen verfassungsrechtlich gesicherten Anspruch, daß die Grund-
rechte bei der Rechtsanwendung berücksichtigt werden. Das bedeutet, daß der 
Richter, der die Wirkung der Grundrechte auf einfache Gesetze ganz außer acht 
läßt oder unzureichend berücksichtigt, das Grundrecht durch sein Urteil 
verletzt.5 In diesem Fall kann der Bürger seinen Anspruch auf Beachtung der 
Grundrechte mit der Verfassungsbeschwerde geltend machen.6 

Diese allgemeinen, auf alle Grundrechte bezogenen Grandsätze bestätigte das 
BVerfG im „Lüth"-Urteil ausdrücklich für die Meinungsäußerungsfreiheit. Dazu 
sah sich das Gericht durch die besondere Formulierung der Schranke von Art. 5 
Abs. 1 GG veranlaßt, die für eine Ausnahme von dem allgemeinen Grundsatz 
hätte sprechen können.7 Gem. Art. 5 Abs. 2 GG finden die Rechte aus Art. 5 
Abs. 1 GG nämlich „ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Geset-
ze, den gesetzlichen Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht 

2 BVerfGE 7,198,204 f. „Lüth". Zum Spannungsverhältnis zwischen allgemeinem Persön-
lichkeitsrecht und den Mediengrundrechten siehe auch Bethge, UFITA 95 (1983), 251, 256 ff. 

5 Alle Zitate BVerfGE 7, 198, 205 „Lüth". 
4 Pieroth/Schlink, Rz. 181. 
5 BVerfGE 7, 198,206 f. „Lüth". 
6 BVerfGE 7, 198, 207 „Lüth". 
7 BVerfGE 7, 198, 207 f. „Lüth"; Grimm, NJW 1995, 1697 f. 
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der persönlichen Ehre". Der Wortlaut von Art. 5 Abs. 2 GG, die Rechte fänden 
„ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze", legte das Ver-
ständnis nahe, das Grundrecht könne durch einfachgesetzliche Regelungen 
begrenzt werden. Diese mögliche Auslegung von Art. 5 Abs. 2 GG wollte das 
BVerfG ausschließen, weil dem Gericht eine Einschränkung der Meinungs-
äußerungsfreiheit durch die Schaffung und Anwendung einfacher Gesetze zu 
riskant war, da hierdurch eine Aushöhlung von Art. 5 Abs. 1 GG (zu) leicht 
möglich gewesen wäre. Aus diesem Grund hob das Gericht im „Lüth"-Urteil die 
besondere Bedeutung der Meinungsäußerungsfreiheit ausdrücklich hervor. Das 
Grundrecht gehöre mit zu den „vornehmsten Menschenrechten überhaupt"8 und 
garantiere in dieser Funktion jedem Menschen eine staatsfreie Privatsphäre. 
Zugleich sei das Grundrecht aber auch Voraussetzung und konstituierend für 
eine demokratische Staatsordnung und als solches „in gewissem Sinn die 
Grundlage jeder Freiheit überhaupt".9 

Wegen dieser besonderen Bedeutung der Meinungsäußerungsfreiheit haben 
die Instanzgerichte die Grenzen der Grundrechte des Art. 5 Abs. 1 GG in Gestalt 
allgemeiner Gesetze (vgl. Art. 5 Abs. 2 GG) im Lichte eben der Grundrechte des 
Art. 5 Abs. 1 GG zu interpretieren. Das heißt: Die allgemeinen Gesetze sind 
unter Berücksichtigung der Bedeutung der Freiheit der Meinungsäußerung 
auszulegen und so in ihrer das Grundrecht beschränkenden Wirkung selbst 
wieder einzuschränken (sogenannte Wechselwirkungstheorie). Das BVerfG hält 
sich alle Möglichkeiten offen, zu überprüfen, ob diese Wechselwirkung zwi-
schen allgemeinen Gesetzen und dem Grundrecht der Meinungsäußerungs-
freiheit von den Gerichten beachtet wurde.10 

Die „Wechselwirkungstheorie" wendet das BVerfG nicht nur auf die erste 
Schranke der Meinungsäußerungsfreiheit - die allgemeinen Gesetze - an, 

8 Mit dieser Formulierung bezog sich das BVerfG ausdrücklich auf Art. 11 der Erklärung 
der Menschen- und Bürgerrechte von 1789, die es im Original abdruckte: „un des droits le plus 
précieux de l'homme" (BVerfGE 7, 198, 208 „Lüth"); zu dieser Erklärung siehe Kap. 1 II 2, 
S. 21. 

9 BVerfGE 7, 198, 208 „Lüth"; später z.B. auch BVerfGE 33, 1, 15 „Strafgefangene"; 82, 
272, 281 „Zwangsdemokrat". Übereinstimmend mit der Rechtsprechung des BVerfG die 
Literatur: Dreier/Schulze-Fielitz, Art. 5 I, II, Rz. 28; Grimm, NJW 1995, 1697, 1698; Ja-
rass/Pieroth, Art. 5, Rz. 1; Maunz/Dürig/Herzog, Art. 5 I, II, Rz. 10; Sachs/Bethge, Art. 5, 
Rz. 16 - 18, 22; Rühl, S. 63; a.A. Kiesel, NVwZ 1992, 1129 f., der das Grundrecht überbe-
wertet sieht. 

10 BVerfGE 7, 198, 208 f. „Lüth" und speziell auf den Fall Lüth bezogen S. 214; 60, 234, 
240 „Kredithaie". 
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sondern auch auf die Schranken durch das Recht der persönlichen Ehre und den 
Jugendschutz. Das BVerfG behandelt dadurch faktisch alle drei Schranken als 
einfaches Recht." Zwar gesteht das BVerfG den Vorschriften zum Schutz der 
Ehre teilweise eine „verfassungsrechtliche Verstärkung" durch Art. 1 und 2 
Abs. 1 GG zu.12 Trotzdem kann aber dem BVerfG zufolge das Recht der persön-
lichen Ehre die Meinungsäußerungsfreiheit nur insoweit beschränken, als es 
gesetzlich normiert ist,'3 was zur Folge hat, daß die „Wechselwirkungstheorie" 
auch auf ehrschützende Vorschriften anzuwenden ist. 

In der Literatur wird teilweise die Kritik geäußert, daß dem Schutz der Ehre 
innerhalb der „Wechselwirkungstheorie" nicht der Rang gegeben werde, der 
ihm zukomme; die Ehre habe zumindest als Bestandteil des allgemeinen Persön-
lichkeitsrechts aufgrund von Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG Verfassungs-
rang.14 Daher dürfe bei Vorschriften zum Schutz der Ehre die „Wechselwir-
kungslehre" keine Anwendung finden, denn sie werde der Ranghöhe der Ehre 
nicht gerecht.15 Diese Kritik erscheint dann gerechtfertigt, wenn man die 
„Wechselwirkungstheorie" in ihrer zuvor beschriebenen klassischen Wirkungs-
weise begreift: Die allgemeinen Gesetze sind unter Berücksichtigung der Bedeu-
tung der Freiheit der Meinungsäußerung auszulegen und so in ihrer das Grund-
recht beschränkenden Wirkung selbst wieder einzuschränken. Die moderne 
Rechtsprechung und Lehre sieht in der „Wechselwirkungslehre" hingegen 
weitgehend eine Variante des Übermaßverbots, also eine Verhältnismäßigkeits-
prüfung i.w.S.16 Ein derartiges Verständnis relativiert die Kritik an der 
„Wechselwirkungstheorie". Im übrigen scheint sich insoweit eine leichte Modi-
fizierung der Rechtsprechung des BVerfG bei der Anwendung der „Wechsel-

11 Für das Recht der persönlichen Ehre: BVerfGE 12, 113, 124 f. „Schmid/Spiegel"; 82,43, 
50 „Strauß-Transparent". Für den Jugendschutz: BVerfGE 90, 1, 16; Rühl, S. 70. 

12 BVerfGE 34, 269, 282 „Soraya". 
13 BVerfGE 33, 1, 16 f. „Strafgefangene"; siehe auch ganz deutlich BVerfG Dt2 1994, 67: 

„Das Schutzgut der Ehre begründet keine verfassungsunmittelbare Schranke der Pressefreiheit, 
sondern bedarf wie alle Schrankenvorbehalte der gesetzlichen Ausformung." 

14 Bethge (UFITA 95 [1983], 251, 253 ff.) beispielsweise sieht seit der „Mephisto"-Ent-
scheidung (BVerfGE 30,173 ff.) den grundrechtlichen Stellenwert des allgemeinen Persönlich-
keitsrechts und - als eines seiner Schutzgüter - auch der persönlichen Ehre anerkannt. 

15 Kiesel, NVwZ 1992, 1129, 1130; Kriele, NJW 1994, 1897, 1898 f.; Pieroth/Schlink [12. 
Auflage], Rz. 661 (in der 18. Auflage findet sich keine derartige Kritik mehr); Rühl, S. 86; 
Schmitt Glaeser, AöR 113 (1988), 52,98; Stark, JuS 1995,689 f.; Stürner, JZ 1994, 865, 868; 
wohl auch Maunz/Dürig/Herzog, Art. 5 I, II, Rz. 244, der von „völlig selbständig nebenein-
ander" stehenden Schranken spricht. 

16 Siehe z.B. BVerfGE 59, 231, 265; Sachs/Bethge, Art. 5, Rz. 146 m.N. 
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abus d'un droit, 191 
action civile, 44, 49, 56, 205 
- Begriff, 45 
- materiellrechtl. Grundlage fur Ansprü-

che, 53 f. 
- Voraussetzungen, 49, 51 
- Ziel, 50 f. 
action en réparation, 45 
action publique, 44, 110 
- Verurteilung, Folge im Zivilrecht, 51 f. 
allégation bzw. affirmation d'un fait, 94 
allgemeines Persönlichkeitsrecht 
- Entwicklung, 122 ff., 520 
- Güter-und Interessenabwägung, 131 f. 
- Inhalt, 125-127 
- rechtl. Grundlagen, 124 f. 
- Schutz der Ehre im strafrechtl. Sinn, 

132 f f , 200 f. 
- Schutz vor ehrantastenden Äußerungen, 

153-156, 201, 523 f. 
- Unterscheidung zwischen Tatsachenbe-

hauptung und Werturteil, 158 f., 203 
altération publique, 186-189 
Ansehen, franz. Recht 
- Begriff, 86 f., 102 
- Verletzung, 87-89 
Antragsdelikte, 118 f. 
Art. 1382, 1383 C.civ., siehe Generalklau-

sel, deliktische 
Äußerungsart, 501-503 
- Bedeutung, dt. Recht, 524, 539 f. 

- Kritik, 541 f. 
- Bedeutung, franz. Recht, 419 f., 540 f. 
autorité absolue de la chose jugée, 46 f., 56 

- dt. Recht, 47 
Behaupten, 73 
Beleidigung 
- Gegenstück im franz. Recht, 29 
- geschichtl. Entwicklung, 57-60 
- geschütztes Rechtsgut, 75, 76 
- Verletzungshandlung, 70-72 
Beleidigungstatbestände 
- geschütztes Rechtsgut, 101 
- Systematik, 65-69, 103 
Berichtigungsanspruch, siehe Widerrufs-

anspruch 
Beweisbarkeitsmethode, Unumkehrbarkeit 

der, 272-274, 288 f. 
Beweislast, 506 f., 529-531 
- Bedeutung, 296 
- direkter Schutz der Ehre, franz. Recht, 

361-363,507, 531 
- ehrantastende Tatsachenbehauptungen, 

319 f., 422, 506, 530 
- These, 559-563, 583 f. 

- Gesetz von 1881, 332, 368, 371, 507, 
530 

- Modifizierung durch § 186 StGB, 16, 
296, 367, 529 

- provocation, 409 f. 
- Wahrnehmung berechtigter Interessen, 

310 f., 506, 530 
- Widerrufsanspruch, dt. Recht, 461 f., 

506,530 
„Böll/Henscheid"-Urteil, 13 f., 391 f., 

553 f., 559 
bon journaliste, 167, 350, 372 
bon père de famille, 167, 169 f. 
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bonne foi, 333, 340-358, 363 f., 535 
- bei diffamation, 333 ff. 
- bei injure, 401 f. 
- beim direkten Schutz der Ehre, 363 f., 

377 
- but légitime, 344-347, 371 
- Funktion, 357 f., 370 
- proportionnalité, 347 f., 371 
- prudence, 348-355, 372-374 
- Rechtfertigungsgrund, 340 f., 370 
- sincérité, 342-344, 370 
- Verhältnis zu exception de vérité, 

355-357 
- Voraussetzungen, 341-354, 370 
„Branly"-Fall, 171 f. 
calomnie, 77 
caractère absolu, 48 
„Caroline von Monaco I"-Urteil, 231-233, 

430, 512 f. 
„Caterina Valente"-Urteil, 138 f. 
citation 
- allgemeine Vorschriften, 110 f. 
- Vorschriften im Gesetz von 1881, 

111-113 
citation directe, 49, 110, 543 
- Vorschriften im Gesetz von 1881, 111 
collaboration, 82 f. 
condamnation par principe, 443 f. 
Conseil constitutionnel, 26 f. 
considération 

- Begriff, 84-86, 519 
- Verletzung, 87-89 

- Beurteilungsmaßstab, 90-93 
contestation sérieuse, 487 f. 
contraventions, 54 
crimes, 54 
délit, 42, 54, 165,328 
dénigrement, 181-185,202 
- Voraussetzungen, 184 
diffamation, siehe auch Tatsachenbehaup-

tung 

- Abgrenzung zur injure, Unmöglichkeit 

der, 275 f. 
- Abgrenzungstechniken, 269-271, 288 

- Kritik, 271-276, 288 f. 
- Begriff, 29, 83, 262-265 
- faute, 48, 168 
- Formulierung, Einfluß der, 279-281, 291 
- geschichtl. Entwicklung, 76-83 
- geschütztes Rechtsgut, 84, 99-101 
- Kennzeichen, 262 ff., 269-271 
- non publique, 204 
- spéciale, 94 
- Verletzungshandlung, 97-99 
diffamazione, 75 
Diffamierungsabsicht, 390 f., 413, 415 f., 

537 
- Verzicht auf, dt. Recht (These), 

552-554, 582 
direkter Schutz der Ehre 
- Begriff, 160, 170,518 
- dt. Recht, Zusammenfassung, 523 f. 
- franz. Recht, Zusammenfassung, 524 f. 
- vor Tatsachenbehauptungen 

- dt. Recht, 315 f f , 527 f., 530, 
532-534 

- franz. Recht, 358 ff., 527, 529, 531, 
533-535 

- vor Werturteilen 
- dt. Recht, 378 ff., 412, 536 f. 
- franz. Recht, 410 f., 412, 536 f. 

dol, 165, 166 
- général, 334, 335 
- spécial, 334-336 
dommage, 160,440-446 
- actuel, 440 
- certain, 440 
- direct, 440 
- futur certain, 440,454 f. 
- imminent, 488 f., 509 
- matériel, 441 
- moral, 441 f. 
dualistischer Ehrbegriff, 63 f. 
Durchschnittsleser, 215 f. 
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ehrantastende Äußerungen, 153-156, 201, 
523 f. 

- Beweislast, 319 f., 375, 530 
- These, 559-563, 583 f. 

- Wahrheit ehrantastender Tatsachenbe-
hauptungen, 318 f., 375, 532 

- Wahrnehmung berechtigter Interessen, 
320 f., 376, 533 

Ehre 
- Verfassungsrang, dt. Recht, 9-11, 517 f. 
Ehre, strafrechtl. Begriff 
- dt. Recht, 61-64, 101, 519 f. 
- franz. Recht, 84-86, 101 f., 519 f. 
- Verletzung, dt. Recht, 64 f., 105 f. 

- Beurteilungsmaßstab, 65, 102 
- Verletzung, franz. Recht, 87-90, 106 

- Beurteilungsmaßstab, 90-93, 102 f. 
Ehre, zivilrechtl. Begriff 
- eigene Definition, dt. Recht (These), 

153-156, 201,524, 581 
- franz. Recht, 202 f., 524 
- Herausarbeitung, dt. Recht, 134-152 
- Nichtexistenz, dt. Recht, 132-134 
élément 
- matériel, 334 
- moral, 334 
éléments 
- extrinsèques, 261 f. 
- intrinsèques, 261 f. 
Empfangerhorizont 
- dt. Recht, 215 f., 285 
- franz. Recht, 257-260, 285 
„Eppler"-Urteil, 142 f., 560 
Erklärung von 1789, französische, 21 f. 
erlaubtes Risiko, 310, 370 
„Erulin"-Fall, 177 f. 
exception de vérité, 322-333 
- Ausschluß, 324-328, 531 f. 
- Beweislast, 332 
- Voraussetzungen, 323 f., 328-332 
fait, 41 f. 
faktischer Ehrbegriff, 62 f. 

fausses nouvelles, 282-285 
faute, 48, 161 ff. 
- bei Tatsachenbehauptungen 

- direkter Schutz, 358 ff., 533 
- indirekter Schutz, 321 ff., 528 f. 

- bei Werturteilen 
- direkter Schutz, 410 f., 413, 536 f. 
- indirekter Schutz, 397-399, 414, 

536 f. 
- Bestandteile, 161-165 
- civile, 52, 56 
- diffamation, 48, 168, 321 ff. 
- élément objectif, 162 f. 
- élément subjective, 163-165 
- faute begründende Verhaltensweisen, 

168-170, 524 
- générale, 179 f., 521 
- injure, 48, 168, 397 ff. 
- intentionnelle, 165 f. 
- pénale, 51 f., 56 
- Schuldform, 165-167 
- Verhaltenspflichten 

- gesetzliche, 168 f., 519 
- ungeschriebene, 169 f., 181-190,202 

- Verletzung subjektiver Rechte, 192 
„Fernsehansagerin"-Urteil, 135 f., 433 
Formalbeleidigung, 67, 294 f., 366, 374, 

531 
- Schmähkritik, 393,413 
Fragen 
- Aussagen, 256 f. 
- „echte", dt. Recht, 253 f., 291 
- franz. Recht, 281 f., 292 
- rhetorische, dt. Recht, 253 f., 291 
- Unterscheidungstechnik, dt. Recht, 

254-256 
franc symbolique, 444-446, 515 f. 
französische Verfassung 
- von 1946,21 
- von 1958,21 

- Präambel, 23 f. 
„Fred Lip"-Fall, 362 f., 447, 468 f. 
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funktionale Sicht, 239-241 
Gegendarstellungsanspruch 
- dt. Recht, 35 f., 471 
- franz. Recht, 471-473 
Geldentschädigungsanspruch, dt. Recht, 

429 f., 511-514 
- Entwicklung, 127-129 
- Funktion, 430 f. 
- Höhe, 512-515 
- Subsidiarität, 435 f. 
- Voraussetzungen, 431-436 
Geldentschädigungsanspruch, franz. 

Recht, 511 f., 514-516 
- Höhe, 514-516 
Generalklausel, deliktische, 41, 55, 160 f. 
- Ablehnung im dt. Recht, 38, 55 
- Anwendungsvoraussetzung publicité, 

204 
- erster Entwurf eines BGB, 37 f. 
- Fahrlässigkeit, 41, 167 
- Unterscheidung zwischen Tatsachenbe-

hauptung und Werturteil, 198-200, 203, 
365 f., 377, 526 

- Verhältnis zum Gesetz von 1881, 
170-180, 521 f. 

- Vorsatz, 41, 165 f. 
Gerücht, 251 
Gesetz von 1881 
- anspruchseinschränkende Mechanismen, 

109-116 
- Klage vor Zivilgerichten, 205-209 

- Anwendungsbereich, 31,42 
- Anwendungsvoraussetzung publicité, 

107-109 
- geschütztes Rechtsgut, 101 
- Straftatbestände, 42 f., 56 

- Systematik der, 94, 103 f. 
- Verfahrensbeschleunigung, 115 
- verfassungsrechtl. Bedeutung, 27-30, 

33,518 
- Verhältnis zur deliktischen Generalklau-

sel, 170-180, 521 f. 

- Verjährungsfristen, 113 f. 
„Ginseng"-Urteil, 136 f., 140, 431 
Grundfreiheiten, franz., 24-27, 33 
- Gewährleistung, 24-27, 33 
Grundrechte 
- Bedeutung im dt. Recht, 33 
- mittelbare Drittwirkung, 8 
guter Glaube, siehe bonne foi 
„Herrenreiter"-Urteil, 128 f. 
Hersant, 30 
„Höllenfeuer"-Urteil, 384 
honneur 
- Begriff, 84-86, 519 
- Verletzung, 87-89 

- Beurteilungsmaßstab, 90-93 
identité entre faute civile et faute pénale, 

52 
imprudence, 167 
indirekter Schutz der Ehre, 55 
- Begriff, 518 
- dt. Recht, Zusammenfassung, 518-520, 

522 
- franz. Recht, Zusammenfassung, 

519-522 
- Gründe fur 

- dt. Recht, 55, 518 
- franz. Recht, 55 f., 519 

- vor Tatsachenbehauptungen 
- dt. Recht, 293 ff., 527 ff. 
- franz. Recht, 321 ff., 527 ff. 

- vor Werturteilen 
- dt. Recht, 378 ff., 412, 536 f. 
- franz. Recht, 397 ff., 412, 536 f. 

ingiuria, 75 
injure 
- Abgrenzung zur diffamation, Unmög-

lichkeit der, 275 f. 
- Abgrenzungstechniken, 269-271, 288 
- Begriff, 29, 84, 265 f. 
- bonne foi, 401 f. 
- faute, 48, 168 
- Formulierung, Einfluß der, 279-281, 291 
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- geschichtl. Entwicklung, 76-83 
- geschütztes Rechtsgut, 99-101 
- non publique, 204 
- persönliche Attacke, 414 f. 
- provocation, 402-410 
- spéciale, 94 
- Verletzungshandlung, 95-97 
- zivilrechtl. Behandlung, 397 ff., 413 f. 
intention criminelle, siehe Vorsatz, franz. 

Strafrecht 
interdépendance, 44 
Internet, 18 ,31,41 f. 
Interpretation von Äußerungen 
- Bedeutung, 289 
- dt. Recht, 214-218, 285 
- franz. Recht, 257-262, 285 
intervention, 49 
jugement de valeur, 94 
„Justus Frantz"-Urteil, 224 ff. 
Konsenstheorie, 227 f. 
Kontext der Äußerung 

- dt. Recht, 217 f., 285 f. 
- franz. Recht, 261 f., 285 f. 
„Korsika"-Fall, 272-274 
„kritische Bayer-Aktionäre"-Urteil, 20, 

231, 245, 248 f., 396 f., 418 
Kundgabe, 117 
- beim direkten Schutz der Ehre, 209 f. 
„Kunstkritik"-Urteil, 388 f., 415, 433 
Lächerlichmachen, 136-141 
le criminel tient le civil en état, 46 
Le Pen, 90-93 
lecteur moyen, 258-260 
Loi Léotard, 31 
Lüge, 15 
„Lüth"-Urteil, 7 f., 11, 14, 415, 522 
médisance, 77 
Meinung 
- Begriff 

- dt. Recht, 11 f. 
- franz. Recht, 268 f., 288 

Meinungsäußerungsfreiheit 

- Begriff, dt. Recht, 11 f. 
- Gewährleistung 

- dt. Recht, 7-11,33, 517, 522 
- franz. Recht, 28, 517 

mesures d'attente, 486 f. 
„Mischäußerungen", dt. Recht, 244 f., 

247-250, 290,394-397,417 
- Schwerpunkt der Äußerung, 248 f., 

394 f. 
- Trennbarkeit/Untrennbarkeit, 247 f. 
- Zweifelsfallregeln, 250, 290, 395-397, 

417, 538 
- Kritik, 417-419, 538 f. 

„Mischäußerungen", franz. Recht, 
276-279, 290, 291 

- Trennbarkeit/Untrennbarkeit, 276-278 
- Zweifelsfallregeln, 278 f., 291, 538 
Montesquieu, 25 
Naturalrestitution, 127 f. 
- réparation en nature, 442 f. 
négligence, 167 
normativer Ehrbegriff, 62 f. 
objectivité, 185, 202 f. 
- altération publique, 186-189 
- Pflicht zu „objektiver Darstellung", 186 
- Überprüfungspflicht, 185 f. 
objektive Bedingung der Strafbarkeit, 297, 

368 
opinion, 266 f. 
Opportunitätsprinzip, franz. Strafrecht, 49 
ordonnance von 1944, 82 f., 105 
outrage, 84 
Persönlichkeitsrechte, franz. Recht, 

192-196, 198, 524 f. 
- Zweck, 193,201 
„Pfadfinder"-Fall, 172 ff. 
„Pipo"-Fall, 360 f. 
préjudice, siehe dommage 
Pressefreiheit 

- Begriff 
- dt. Recht, 17 f. 
- franz. Recht, 32 
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- Gewährleistung, franz. Recht, 27-30, 34 
- Verhältnis zur Meinungsäußerungsfrei-

heit, dt. Recht, 20 
pressemäßige Sorgfalt, 311-313, 372, 423 
preuve totale, 328-330 
Privatklagedelikte, 118 
Privatleben, Schutz des, 192-195 
provision, 495-497 
provocation, 402-410, 416 f., 537 

- Bedeutung, 402 f. 
- beim direkten Schutz der Ehre, 411 
- Rechtsnatur, 403 f. 
- Voraussetzungen, 405-410 
- Vorbild für Recht auf Gegenschlag 

(These), 554 f. 
Prüfungskompetenz des BVerfG, 16 f. 
publicité, 107-109 
- und deliktische Generalklausel, 204 
Publikationsexzeß, 294 f., 532 
quasi-délit, 42, 165 
Recht auf Gegenschlag, 387-389, 413, 

416 f. 
- strengere Voraussetzungen für (These), 

554 f., 582 
Rechtsgut, Begriff, 127 
référé-Verfahren, siehe vorläufiger Rechts-

schutz, franz. Recht 
réparation en nature, 442 
responsabilité civile 

- à l'état pur, 44 
- mélangée à la responsabilité pénale, 

44 f. 
rétractation, siehe Widerrufsanspruch, 

franz. Recht 
Rousseau, 25 f. 
Ruf, 62 
Satire, 354 f. 

„Saumur"-Fall, 467 f., 470 
„Schachtbrief'-Urteil, 122, 124, 150 f. 
Schaden 
- Begriff 

- dt. Recht, 423-425 

- franz. Recht, siehe dommage 
- immaterieller, dt. Recht, 425, 427 
- materieller, dt. Recht, 427-429 
Schadensersatzanspruch, dt. Recht, 421 ff., 

501 f. 
- bei Tatsachenbehauptungen, 421 f. 

- ehrantastenden, 422 
- bei Werturteilen, 422 f. 
- Verschulden, 423 
- Voraussetzungen, 421-425, 427-436 
Schadensersatzanspruch, franz. Recht, 

437 ff., 501 
- bei Tatsachenbehauptungen, 438 f. 
- bei Werturteilen, 439 
- Verschulden, 439 f. 
- Voraussetzungen, 437-446 
Schmähkritik, 387-393, 412 f., 536 f. 
- Diffamierungsabsicht, 390 f., 415 f., 

537 
- Formalbeleidigung, 393 
- verfassungsrechtl. Begriff, 13 f., 387 
- Voraussetzungen, 387-393 
Schmerzensgeld, 129,431 
Schutz der Person, Bedeutung des Straf-

rechts, 37-39, 55 
Schutzgesetze, 40 
- Beleidigungstatbestände, 40 
- Verschulden, 40 
solidarité de l'action civile et de l'action 

publique, 54 
sozialer Geltungsanspruch, 141-146 
Strafausschließungsgrund, 67, 293 f., 366 
Strafrecht, franz. Recht 
- Bedeutung für Deliktsrecht, 43, 44, 56, 

519 
- caractère absolu, 48 
- Einfluß auf zivilrechtl. Verjährung, 54 f. 
- Rechtskraftwirkung des Strafurteils, 48 
Tatsache 
- Abgrenzung zur Tatsachenbehauptung, 

219, 220, 264,286 f. 
- Begriff, 220, 286 f. 
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Tatsachenbehauptung 
- Abgrenzung zum Werturteil, 

Unmöglichkeit der, 246 f. 
- Abgrenzungstechniken 

- dt. Recht, 224-244, 288 
- These, 581 

- franz. Recht, 269-271,288 
- Angemessenheit, dt. Recht, 308-313 
- Begriff, dt. Recht, 218-220, 286 
- Bestimmtheit, dt. Recht, 229-231 
- Beweisbarkeit 

- dt. Recht, 225 f. 
- franz. Recht, 263, 269-271 

- Erforderlichkeit, dt. Recht, 306-308 
- Formulierung, Einfluß der 

- dt. Recht, 251-253, 291 
- franz. Recht, 291 

- Geeignetheit, dt. Recht, 303-306 
- Gegenstück im franz. Recht, 266-268, 

286, 526 
- Geschichtlichkeit 

- dt. Recht, 231-235 
- franz. Recht, 264 f. 

- Kennzeichen 
- dt. Recht, 12, 225 f., 229-235, 526 
- franz. Recht, 262-264, 288, 526 

- Tatsachenaussage, 253 
- Tatsachenmitteilung, 237-239 
- Unwahrheit, dt. Recht, 295 
- verfassungsrechtl. Behandlung, dt. 

Recht, 14-16 
- Wahrnehmbarkeit 

- dt. Recht, 235 
- franz. Recht, 264 

- zivilrechtl. Behandlung 
- dt. Recht, 293 ff. 
- franz. Recht, 321 ff. 

Trias „Tatsache - Deutung - Wertung", 
241-244 

trouble manifestement illicite, 488-492, 
509 

- Begriff, 490 f. 

üble Nachrede 
- Begriff, 66 
- Drittbezug, 73 f. 
- Erweislichkeit, 67 
- Gegenstück im franz. Recht, 29 
- geschichtl. Entwicklung, 57-60 
- geschütztes Rechtsgut, 75, 76 
- Verletzungshandlung, 73 
Unterlassungsanspruch, dt. Recht, 447 ff., 

501 f. 
- Bedeutung, 447 f. 
- bei Tatsachenbehauptungen, 449 f. 

- ehrantastenden, 450 
- bei Werturteilen, 451 
- Voraussetzungen, 449-452 
Unterlassungsanspruch, franz. Recht, 

452 ff., 502 
- Grundlagen, 452-456 
- spezialgesetzl. Regelungen, 456 f. 
- Voraussetzungen, 455 f. 
Unwahrheit, Rechtmäßigkeit trotz, 533 f. 
Urteilsveröffentlichungsanspruch, siehe 

Veröffentlichungsanspruch 
Verbreiten, 73 
Verfahrensvorschriften im Gesetz von 

1881, 110-113, 543,545 
- Übertragung ins dt. Recht?, 543-546 
Verjährungsfristen 
- deliktischer Ansprüche nach C.civ., 205, 

446 f. 
- deliktischer Ansprüche, dt. Recht, 

211-213,437,452 
- dt. Presserecht, 119 f. 
- Gesetz von 1881, 113-115, 446 f. 

- Übertragung ins dt. Recht?, 543-545 
Verleumdung 
- Begriff, 67 f. 
- geschichtl. Entwicklung, 57-60 
Veröffentlichungsanspruch, dt. Recht, 

473 ff., 503 
- Anerkennung, 474 f. 
- bei Tatsachenbehauptungen, 476 f. 
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- bei Werturteilen, 473-476 
- praktische Bedeutung, 477-480 

- Kritik (These), 563-565, 584 
- Voraussetzungen, 474-477 
Veröffentlichungsanspruch, franz. Recht, 

480 ff., 503 
- Grundlagen, 480 
- praktische Bedeutung, 480-482 
volonté de nuire, 184, 189, 190, 202 
vorläufiger Rechtsschutz, dt. Recht, 

482 ff., 508 
- Anwendungsbereich, 482 f. 
- Verbot der Vorwegnahme, 483 
- Voraussetzungen, 483 f. 
vorläufiger Rechtsschutz, franz. Recht, 

484 ff., 508-511 
- Bedeutung, 484 f., 510 f. 
- Maßnahmen, 495 f., 509 f. 
- Verbot der Vorwegnahme, 486, 510 
- Verhältnis zum Gesetz von 1881, 

497-499, 501,510 
- Voraussetzungen, 486-494 
Vorsatz, franz. Strafrecht 
- allgemein, 333-336 
- Gesetz von 1881, 337-339 
wahr/unwahr, richtig/falsch, 236 f. 
Wahrheit 
- Bedeutung bei Tatsachenbehauptungen 

- ehrantastenden, 318 f. 
- ehrverletzenden 

- dt. Recht, 504, 527 f. 
- franz. Recht, 504-506, 528 f. 

- Bedeutung bei Werturteilen, dt. Recht, 
417-419, 536 

- Bedeutung für direkten Schutz 
- dt. Recht, 316, 527 f. 
- franz. Recht, 359-361, 376 f., 529 

- Bedeutung für indirekten Schutz 
- dt. Recht, 293 f., 366, 527 f. 
- franz. Recht, 321-323, 366 f., 528 f. 

- Bedeutung im 
- dt. Strafrecht, 104 

- franz. Strafrecht, 105 
- Begriff, 236 
- Unrechtmäßigkeit trotz Wahrheit, 

531-533 
Wahrheitsbeweis 
- Code pénal von 1810,78 
- ordonnance von 1944, 82 f. 
Wahrnehmung berechtigter Interessen, 16, 

297 f., 534 
- Angemessenheit von Tatsachenbehaup-

tungen, 308-313, 369 
- Anwendungsbereich, 314 f. 
- bei Tatsachenbehauptungen, 298-315 

- ehrantastenden, 320 f. 
- berechtigtes Interesse, 300-303, 369 
- direkter Schutz der Ehre, 316 f., 320, 

321 
- Erforderlichkeit von Tatsachenbehaup-

tungen, 306-308 
- Geeignetheit von Tatsachenbehauptun-

gen, 303-306 
- Rechtfertigungsgrund, 297 f., 368 
- subjektives Rechtfertigungselement, 

313 f. 
Wechselwirkungstheorie, 9-11, 517, 522 
Werturteil 
- Abgrenzung zur Tatsachenbehauptung, 

Unmöglichkeit der, 246 f. 
- Abgrenzungstechniken, dt. Recht, 

224-244, 288 
- Angemessenheit, dt. Recht, 386-393, 

412 
- Begriff, dt. Recht, 12, 220-223, 287 
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